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Förderung der Migration und Teilhabe  

 

Das Nds. Landesamt für Soziales, Jugend und Familie (LS) 
ist für Aufgaben der „Integration von Menschen mit Zu-
wanderungsgeschichte" aus dem Geschäftsbereich des 
Niedersächsischen Sozialministeriums als Bewilligungsbe-
hörde für Förderungen zuständig. 

Gefördert werden Maßnahmen zur Integration von Mig-
rantinnen und Migranten, Maßnahmen zur Stärkung des 
Ehrenamts sowie Maßnahmen gegen Diskriminierung, 
Fremdenfeindlichkeit und Extremismus. Die Förder-
schwerpunkte liegen dabei in folgenden Bereichen: 

• Förderung von Maßnahmen, die Diskriminierung 
und Fremdenfeindlichkeit in der Gesellschaft ent-
gegenwirken und ein Zeichen gegen Rechtsextre-
mismus, Rassismus sowie Antisemitismus 
und/oder für Demokratie und Toleranz setzen 
(Richtlinie Demokratie und Toleranz) 

• Förderung des ehrenamtlichen Engagements und 
Verbesserung der Partizipation von Menschen 
mit Zuwanderungsgeschichte durch Qualifizie-
rung von Integrationslotsinnen und Integrations-
lotsen 
(Richtlinie Integrationslotsinnen und Integrati-
onslotsen) 

• Projekte, die dem gesellschaftlichen Zusammen-
halt sowie der Stärkung der gleichberechtigten 
gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit 
Zuwanderungsgeschichte dienen 
(Richtlinie Migration, Teilhabe und Vielfalt) 

• Förderung von kommunalen Koordinierungsstel-
len für Migration und Teilhabe 
(Richtlinie Koordinierungsstellen Migration und 
Teilhabe) 

• Förderung der Migrationsberatung 
(Richtlinie Migrationsberatung) 

 
Nähere Informationen zu den Richtlinien und die An-
sprechpartnerinnen und Ansprechpartner können Sie auf 
den nachfolgenden Seiten finden. Elektronisch finden Sie 
die Richtlinien, Antragsvordrucke und Formulare sowie 
die Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner unter fol-
gendem Link: http://www.soziales.niedersach-
sen.de/startseite/soziales_gesundheit/migra-
tion_und_teilhabe/  
 
 

Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur 
Förderung von Maßnahmen gegen Diskriminierung, 
Fremdenfeindlichkeit und Extremismus und für Demo-
kratie und Toleranz (Richtlinie Demokratie und Toleranz) 
 
Das Land Niedersachsen fördert auf der Grundlage der 
Richtlinie „Demokratie und Toleranz" vom 14.11.2017 
Maßnahmen, die Diskriminierung und Fremdenfeindlich-
keit in der Gesellschaft entgegenwirken und ein Zeichen 
gegen Rechtsextremismus, Rassismus sowie Antisemitis-
mus und/oder für Demokratie und Toleranz setzen. Hier-
durch soll die Akzeptanz und gleichberechtigte Teilhabe 
von Menschen mit Migrationshintergrund in Schule, Ge-
sellschaft und Arbeitswelt gefördert und das Entgegentre-
ten gegen integrations- und teilhabehemmende Bestre-
bungen und Vorurteile gestärkt werden.  
Gefördert werden insbesondere Projekte, die für demo-
kratische Werte und ein tolerantes Verhalten sensibilisie-
ren und die Teilnehmer ermuntern und befähigen, für 
Menschenrechte und Vielfalt einzutreten. 
 
Als Maßnahmen kommen zum Beispiel Informationsver-
anstaltungen (ggf. mit musikalischem oder künstlerischem 
Rahmenprogramm), Schulprojekte und Jugendkongresse 
in Betracht sowie Projekte mit Vorbildcharakter oder Pro-
jekte von landesweiter Bedeutung. Eine Kofinanzierung 
von Projekten, die im Rahmen des Bundesprogrammes 
„Demokratie leben" gefördert werden, ist grundsätzlich 
möglich. 
 
Ein besonderer Schwerpunkt der Richtlinie liegt in der 
Rechtsextremismusprävention. Durch Projekte und Maß-
nahmen sollen die Teilnehmer durch Vermittlung grundle-
genden Wissens für die Gefahren des Rechtsextremismus 
sensibilisiert und so in die Lage versetzt werden, die Ge-
fahren von diskriminierenden und menschenfeindlichen 
Verhaltensweisen und Einstellungen zu erkennen und da-
rauf entsprechend zu reagieren. 
 
Mit Vorrang werden folgende Vorhaben gefördert: 
 
Projekte im ländlichen Raum 
Projekte, die in nicht städtisch geprägten Räumen durch-
geführt werden. 
 

Projekte, die Genderaspekte besonders berücksichtigen 
Geschlechtergerechte Projekte, die nicht allein Frauen an-
sprechen, sondern auch Männer zur Auseinandersetzung 
mit dem Thema Gleichstellung veranlassen. 

 

Projekte, die die Inklusion fördern 
Projekte, an denen alle Mitglieder der Gesellschaft teil-
nehmen können und von denen keine gesellschaftliche 
Gruppe ausgenommen wird. 
 

Qualitativ hochwertige Maßnahmen, 
mit denen aktuelle wissenschaftliche Handlungsempfeh-
lungen zur Prävention von Rechtsextremismus praktisch 
umgesetzt werden. 

http://www.soziales.niedersachsen.de/startseite/soziales_gesundheit/migration_und_teilhabe/
http://www.soziales.niedersachsen.de/startseite/soziales_gesundheit/migration_und_teilhabe/
http://www.soziales.niedersachsen.de/startseite/soziales_gesundheit/migration_und_teilhabe/
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Anträge können von Gebietskörperschaften sowie von de-
ren Zusammenschlüssen in der Rechtsform einer juristi-
schen Person des öffentlichen Rechts gestellt werden. 
Weiterhin antragsberechtigt sind sonstige Körperschaften 
des öffentlichen Rechts sowie gemeinnützige juristische 
Personen des privaten Rechts. 
 
Bei der Zuwendung handelt es sich um einen nicht rück-
zahlbaren Zuschuss zur Projektförderung in Form einer 
Anteilfinanzierung.  
 
Zuwendungsfähig sind die im direkten Zusammenhang 
mit dem Projekt stehenden notwendigen Personal- und 
Sachausgaben. Die Höhe der Zuwendungen beträgt 
grundsätzlich bis zu 80 % der zuwendungsfähigen Gesamt-
ausgaben und bei Schulprojekten bis zu 90 %.  
Die Höhe der Zuwendung muss mindestens 2.500 € betra-
gen. 
 
Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur 
Förderung der Teilhabe zugewanderter Menschen und 
der Akzeptanz gesellschaftlicher Vielfalt 
(Richtlinie Migration, Teilhabe und Vielfalt) 
 
Mit der Richtlinie Migration, Teilhabe und Vielfalt fördert 
das Land Niedersachsen Projekte, die dem gesellschaftli-
chen Zusammenhalt sowie der Stärkung der gleichberech-
tigten gesellschaftlichen Teilhabe von Menschen mit Zu-
wanderungsgeschichte dienen. 
 
Gefördert werden die notwendigen Personal- und Sach-
ausgaben für innovative Projekte wie z.B. Veranstaltun-
gen, Qualifizierungsprojekte sowie die Erstellung geeigne-
ter Medien mit verschiedenen inhaltlichen Schwerpunk-
ten, die sich an Menschen mit und ohne Migrationshinter-
grund richten und zusammen mit Migrantenorganisatio-
nen umgesetzt werden. 
 
Anträge können von Gebietskörperschaften und Zusam-
menschlüssen von Gebietskörperschaften in der Form ei-
ner juristischen Person des öffentlichen Rechts als auch 
von juristischen Personen des privaten Rechts, soweit de-
ren Zweck nicht vorrangig auf eine wirtschaftliche Tätig-
keit gerichtet ist, gestellt werden. 
 
Bei der Zuwendung handelt es sich um einen nicht rück-
zahlbaren Zuschuss zur Projektförderung in Form einer 
Anteilfinanzierung. 
 
Zuwendungsfähig sind die notwendigen Personal- und 
Sachausgaben. Die Zuwendung beträgt maximal 80 % der 
zuwendungsfähigen Ausgaben. 
 
Für die Antragstellung sind folgende Stichtage zu beach-
ten: 
 

• 30. April für Projekte, die im 2. Halbjahr des lau-
fenden Jahres beginnen, 

 
• 31. Oktober für Projekte, die im 1. Halbjahr des 

Folgejahres beginnen. 
 
Vorrangig werden Projekte gefördert, die folgende The-
menschwerpunkte aufgreifen: 
 
Projekte, die das Thema Inklusion aufnehmen 
Hierbei soll die Mehrheit der Teilnehmenden einen Migra-
tionshintergrund haben. 
 
Geschlechtergerechte Projekte 
Nicht allein Frauen sollen durch Projekte angesprochen 
werden, sondern z. B. auch Männer mit Zuwanderungsge-
schichte sollen sich mit dem Thema Gleichstellung ausei-
nandersetzen. 
 
Projekte, die die Interkulturalität in der Gesellschaft  
fördern 
Hiermit ist gemeint, dass das Aufeinandertreffen und der 
Austausch zwischen den Kulturen, z. B. in kultureller, 
sprachlicher und religiöser Hinsicht, ein wesentliches Ele-
ment für die gleichberechtigte gesellschaftliche Teilhabe 
und gegenseitige Akzeptanz ist. Kulturelle Unterschiede 
werden wechselseitig erfahrbar gemacht. Dies betrifft 
nicht nur die kulturellen Unterschiede Zugewanderter zur 
Kultur der Aufnahmegesellschaft, sondern auch die ver-
schiedenen Kulturen der zugewanderten Menschen un-
tereinander. Maßnahmen zur interkulturellen Öffnung 
von Kommunalverwaltungen fallen nicht darunter. 
 
Projekte, die den Arbeitsmarktzugang unterstützen 
Gefördert werden Projekte zur arbeitsmarktbezogenen 
Qualifizierung. Hierunter fallen fachliche oder fachsprach-
liche Angebote sowie Maßnahmen, die niedrigschwellig 
zur Verbesserung der individuellen Arbeitsmarktsituation 
beitragen. Die Maßnahmen müssen sich hinsichtlich Kon-
zeption oder Zielgruppe von den Regelangeboten zur Ar-
beitsmarktförderung abgrenzen. 
 
Eine Förderung von Projekten, die die Themen nicht auf-
greifen, ist gleichwohl im Rahmen der vorhandenen Haus-
haltsmittel möglich. 
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Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur 
Förderung von Maßnahmen zur Qualifizierung und Wei-
terbildung von ehrenamtlich Tätigen für die Unterstüt-
zung von Migrantinnen und Migranten im Partizipations-
prozess 
(Richtlinie Integrationslotsinnen und Integrationslotsen) 
 
Das Land Niedersachsen fördert auf Grundlage der Richtli-
nie „Integrationslotsinnen und Integrationslotsen" Maß-
nahmen zur Qualifizierung und Weiterbildung von ehren-
amtlich Tätigen mit dem Ziel, die Kommunen bei der Auf-
wertung und Weiterentwicklung des ehrenamtlichen En-
gagements, das Menschen mit Zuwanderungsgeschichte 
im Partizipationsprozess zugutekommt, zu fördern und 
dadurch die Partizipation von Menschen mit Zuwande-
rungsgeschichte in der Gesellschaft zu verbessern. 
 
Anträge können sowohl juristische Personen des öffentli-
chen Rechts als auch gemeinnützige juristische Personen 
des privaten Rechts stellen. Bei der Zuwendung handelt es 
sich um einen nicht rückzahlbaren Zuschuss zur Projekt-
förderung in Form einer Festbetragsfinanzierung. Geför-
dert werden: 
 

• Basismodule für Integrationslotsinnen und Integ-
rationslotsen auf Grundlage der zur Verfügung 
stehenden Materialiensammlung, z.B. mit den 
Themen Kommunikation, interkulturelle Kompe-
tenz, Zuwanderungsformen. 

 
Für qualifizierte Integrationslotsinnen und Integrationslot-
sen, die mindestens sechs Monate aktiv ein Ehrenamt 
ausgeübt haben, sind folgende weiterführende Maßnah-
men möglich: 

• Nachhaltigkeitsmodule auf Grundlage der zur 
Verfügung stehenden Materialiensammlung mit 
den Schwerpunkten „Vertiefung der in der Praxis 
erprobten Kenntnisse“, „Erfahrungsaustausch“ 
und „Orientierung im Ehrenamt“. 

• Spezialisierungsmodule zur Fortsetzung der Qua-
lifizierung durch Weiterbildung auf Grundlage ei-
gener Konzeptionen. 

 
Zuwendungsfähig sind Honorare für Dozentinnen oder 
Dozenten bis zu einem Umfang von 50 Stunden pro Maß-
nahme und 25 € pro Unterrichtsstunde sowie erforderli-
che Sachausgaben bis zu 600 € pro Maßnahme. Bei Nach-
weis der Notwendigkeit einer Doppeldozentur kann diese 
mit 50 € pro Unterrichtsstunde gefördert werden. Grund-
sätzlich sind angemessene Eigenmittel erforderlich. 
 
Das Spezialisierungsmodul „Deutsch als Zweitsprache in 
der ehrenamtlichen Begleitung von Flüchtlingen, Asylbe-
werbern und Asylbewerberinnen - DaZ" auf Grundlage 
des zur Verfügung stehenden Konzeptes dient der Weiter-

bildung von qualifizierten Integrationslotsinnen und Integ-
rationslotsen sowie von Interessierten, die mindestens 
sechs Monate aktiv ein Ehrenamt wahrgenommen haben. 
 
Zuwendungsfähig sind Honorare für Dozentinnen oder 
Dozenten bis zu einem Umfang von 30 Unterrichtseinhei-
ten zu je 25 € sowie erforderliche Sachausgaben bis zu 
600 € pro Maßnahme. Bei Nachweis der Notwendigkeit 
einer Doppeldozentur können einzelne Module mit 50 € 
pro Unterrichtsstunde gefördert werden. 
 
Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur 
Förderung der Migrationsberatung in Niedersachsen 
(Richtlinie Migrationsberatung) 
 
Das Land Niedersachsen gewährt auf der Grundlage der 
„Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur 
Förderung der Migrationsberatung in Niedersachsen" Zu-
wendungen für die erforderliche Beratung von nach Nie-
dersachsen migrierten Menschen. Damit soll den zu bera-
tenden Personen eine zeitnahe und individuell benötigte 
Orientierung und Hilfestellung für ihr neues Umfeld ver-
mittelt werden. 
 
Gefördert wird die Beratung mit den Schwerpunkten In-
formation und individuelle Beratung 
 

• in aufenthaltsrechtlichen Fragen, 
• in sozialrechtlichen Fragen, 
• als sozialpädagogische und psychosoziale Bera-

tung, 
• über Integrationskurse und weitere Sprachför-

dermaßnahmen sowie die individuelle Vermitt-
lung in diese, 

• bei der Integration in Bildung, Ausbildung und Ar-
beit, 

• bei Weiterwanderungs- und Rückkehrabsicht so-
wie Unterstützung bei der Reintegration. 

 
Zuwendungsempfänger können sowohl juristische Perso-
nen des öffentlichen Rechts als auch gemeinnützige, juris-
tische Personen des privaten Rechts sein. 
 
Bei der Zuwendung handelt es sich um einen nicht rück-
zahlbaren Zuschuss zur Projektförderung in Form einer 
Anteilfinanzierung. Die Mittel sind subsidiär zu den För-
dermitteln des Bundes für die Migrationsberatung für Er-
wachsene (MBE) und Jugendmigrationsdienste (JMD) in 
Anspruch zu nehmen. 
 
Zuwendungsfähig sind Personalausgaben und personalbe-
zogene Sachausgaben bis zur Höhe von 55.000 € jährlich 
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für eine volle Stelle. In diesem Betrag können Sachausga-
ben bis zur Höhe von 15 % der zuwendungsfähigen Perso-
nalausgaben sein. 
 
Die Bemessung der Höhe der Zuwendung richtet sich nach 
den Erfordernissen des Einzelfalls. Grundsätzlich sind an-
gemessene Eigenleistungen des Zuwendungsempfängers 
erforderlich. 
 
Die Anträge sind bis zum 30.09. des Vorjahres bei der Be-
willigungsbehörde zu stellen. 
 
Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur 
Förderung von Koordinierungsstellen für Migration und 
Teilhabe 
(Richtlinie Koordinierungsstellen Migration und Teil-
habe) 
 
Das Land Niedersachsen fördert die Einrichtung und den 
Betrieb von Koordinierungsstellen für Migration und Teil-
habe. Diese Stellen können bei allen Landkreisen, kreis-
freien Städten, der Region Hannover, der Landes-haupt-
stadt Hannover sowie bei der Stadt Göttingen eingerichtet 
werden. Damit soll ein landesweites flächendeckendes lo-
kales Migrations- und Teilhabemanagement entstehen. 

Die Koordinierungsstellen sollen auf lokaler Ebene unter 
Einbeziehung der jeweils vor Ort tätigen Akteurinnen und 
Akteure zur chancengerechten Teilhabe von Menschen 
mit Zuwanderungsgeschichte in allen kommunalen und 
gesellschaftlichen Bereichen beitragen. 
 
Nach einer Situationsanalyse vor Ort wirkt die Koordinie-
rungsstelle mit an der Erstellung und Fortschreibung eines 
lokalen Handlungskonzeptes. Ziel der Koordinierungsstel-
len ist es, die kommunalen Integrationsaufgaben zu bün-
deln und zu koordinieren, Netzwerkstrukturen mit allen 
beteiligten Akteurinnen und Akteuren aufzubauen und zu 
intensivieren sowie die interkulturelle Öffnung der Kom-
munalverwaltung voranzubringen. Weitere Aufgaben sind 
zum Beispiel die Schaffung kooperativer Strukturen mit 
den Trägerinnen und Trägern der Integrationsarbeit sowie 
die Förderung und Koordination des Ehrenamtes. 
 
Zuwendungen werden gewährt als nicht rückzahlbare Zu-
schüsse als Anteilfinanzierung zur Projektförderung. Die 
Zuschüsse betragen im Einzelfall bis zu 50 % der Personal-
ausgaben für eine eingerichtete Stelle unter Beachtung 
von Höchstgrenzen. 
 
Wichtige Voraussetzung für die Gewährung einer Zuwen-
dung ist die Vorlage eines Konzeptes zur Einrichtung und 
zum Betrieb einer Koordinierungsstelle.
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Ansprechpartnerinnen und Ansprechpartner für die Förderrichtlinien 
 
 
Bewilligungsbehörde für alle nachfolgend genannten Richtlinien: 
 
Niedersächsisches Landesamt für Soziales, Jugend und Familie 
Außenstelle Oldenburg 
"Migration und Teilhabe" 
Moslestraße 1, 26122 Oldenburg 
 

Richtlinie Ansprechpartner 
Richtlinie über die Gewährung von 
Zuwendungen zur Förderung von 
Maßnahmen gegen Diskriminierung, 
Fremdenfeindlichkeit und Extremis-
mus und für Demokratie und Tole-
ranz 
(Richtlinie Demokratie und Toleranz) 

Herr Schindler 
Telefon: 0441 2229-7305 
E-Mail: rainer.schindler@ls.niedersachsen.de 

Richtlinie über die Gewährung von 
Zuwendungen zur Förderung der Teil-
habe zugewanderter Menschen und 
der Akzeptanz gesellschaftlicher Viel-
falt 
(Richtlinie Migration, Teilhabe und 
Vielfalt) 

Frau Schmalriede 
Telefon: 0441 2229-7414 
E-Mail: karin.schmalriede@ls.niedersachsen.de 
 

Richtlinie über die Gewährung von 
Zuwendungen zur Förderung von 
Maßnahmen zur Qualifizierung und 
Weiterbildung von ehrenamtlich Täti-
gen für die Unterstützung von Mig-
rantinnen und Migranten im Partizi-
pationsprozess 
(Richtlinie Integrationslotsinnen und 
Integrationslotsen) 

Herr Schindler 
Telefon: 0441 2229-7305 
E-Mail: rainer.schindler@ls.niedersachsen.de 
 
Frau Bachmann 
Telefon: 0441 2229-7309 
E-Mail: silke.bachmann@ls.niedersachsen.de 
 
 

Richtlinie über die Gewährung von 
Zuwendungen zur Förderung der 
Migrationsberatung in Niedersachsen 
(Richtlinie Migrationsberatung) 
 

Frau Schmalriede 
Telefon: 0441 2229-7414 
E-Mail: karin.schmalriede@ls.niedersachsen.de 
 
Frau Bachmann 
Telefon: 0441 2229-7309 
E-Mail: silke.bachmann@ls.niedersachsen.de 
 
Frau Grams 
Telefon: 0441 2229-7304 
E-Mail: regina.grams@ls.niedersachsen.de 
 
Frau Wichmann 
Telefon 0441 2229-7324 
E-Mail: heike.wichmann@ls.niedersachsen.de 

Richtlinie über die Gewährung von 
Zuwendungen zur Förderung von Ko-
ordinierungsstellen für Migration und 
Teilhabe 
(Richtlinie Koordinierungsstellen 
Migration und Teilhabe) 

Herr Schindler 
Telefon: 0441 2229-7305 
E-Mail: rainer.schindler@ls.niedersachsen.de 
 
Frau Grams 
Telefon: 0441 2229-7304 
E-Mail: regina.grams@ls.niedersachsen.de 
 

mailto:silke.bachmann@ls.niedersachsen.de
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Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Maßnahmen gegen Diskriminierung, Fremdenfeind-
lichkeit und Extremismus und für Demokratie und Toleranz 

(Richtlinie Demokratie und Toleranz) 
 

Erl. d. MS v. 14. 11. 2017 — 301.22-04011-06 — 
— VORIS 27400 — 

 
Fundstelle: Nds. MBl. 2017 Nr. 45, S. 1483 

 
1.  Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 
 
1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und der VV sowie der VV-Gk zu § 44 LHO Zuwendungen für Maßnah-
men, die sich gegen Diskriminierung, Fremdenfeindlichkeit und Extremismus richten und/oder für Demokratie, Toleranz und 
die Einhaltung von Menschenrechten werben. Dadurch wird die gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Migrationshin-
tergrund in Schule, Gesellschaft und Arbeitswelt unterstützt und integrations- und/oder teilhabehemmenden Bestrebungen, 
insbesondere auch Vorurteilen, entgegengetreten. 
 
1.2 Ein Anspruch auf Gewährung einer Zuwendung besteht nicht; vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde aufgrund 
ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 
 
2.  Gegenstand der Förderung 
 
2.1 Gefördert werden Maßnahmen, die integrations- und/oder teilhabefeindlichen Tendenzen, fremdenfeindlichen und 
rechtsextremen Einstellungen in unserer Gesellschaft entgegentreten und/oder positiv für die Werte der freiheitlich demo-
kratischen Grundordnung, insbesondere bei Jugendlichen, werben. 
 
2.2 Maßnahmen i. S. dieser Richtlinie sind insbesondere 
 

- Schulprojekte, 
- Projekte in sonstigen Weiterbildungs-/Bildungseinrichtungen, 
- Projekte mit landesweiter Bedeutung, 
- Projekte mit Vorbildcharakter, 
- Informationsveranstaltungen (ggf. mit musikalischem und/oder künstlerischem Rahmenprogramm) 

 
2.3 Gefördert werden auch Maßnahmen, die einen Beitrag zur Erreichung der Ziele des Landesprogramms gegen Rechtsext-
remismus — für Demokratie und Menschenrechte (Anlage) leisten, insbesondere 
 
a)  Maßnahmen im Rahmen von Projekten 
 

- für Lehr- und Fachkräfte, damit diese auf rechtsextreme Erscheinungen reagieren, interkulturelle Kompetenz vermit-
teln sowie sich für Demokratie und gegen Diskriminierung einsetzen können, 

- für Kinder und Jugendliche, um demokratische Werte und andere Kulturen kennenzulernen, 
- für nichtstaatliche und staatliche Institutionen zum Erkennen und Abbau von Barrieren für Teilhabe sowie zur Stär-

kung interkultureller Kompetenz, Antidiskriminierung und Geschlechtersensibilität, 
- für rechtsaffine Personen und deren Angehörige, die dazu beitragen, Straftaten oder das weitere Hineingleiten in 

den Rechtsextremismus zu verhindern. 
 
b)  Maßnahmen, deren nachhaltige Wirkung auf die zur Prävention von Rechtsextremismus wissenschaftlich erwiesenen 

Schlüsselpositionen (Risiko- und Schutzfaktoren) theoretisch gut begründet ist. 
 

Beispielhaft können die Risikofaktoren geringe Sozialkompetenz, geringe Perspektivübernahme und Empathie, fehlende 
Anerkennungsstrukturen, Desintegrations- und Diskriminierungserfahrungen, Identitätsprobleme und -krisen sowie wahr-
genommene Deprivation angeführt werden. 

 
Als Schutzfaktoren können beispielhaft Stärkung der sozialen und emotionalen Kompetenz, Gelegenheiten zur pro-sozia-
len Mitwirkung und Anerkennung pro-sozialer Mitwirkung sowie positive Erfahrungen und Kontakte mit anderen sozialen 
Gruppen genannt werden. 

c)  Maßnahmen, für die eine Förderung im Rahmen des Bundesprogramms „Demokratie leben“ gewährt wird. 
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3.  Zuwendungsempfänger 
 
3.1 Zuwendungsempfänger sind Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften in der Rechts-
form einer juristischen Person des öffentlichen Rechts, sonstige Körperschaften des öffentlichen Rechts oder gemeinnützige 
juristische Personen des privaten Rechts. 
 
3.2 Zuwendungsempfänger für Maßnahmen gemäß Nummer 2.3 sind 
 

- nichtstaatliche Institutionen mit Sitz in Niedersachsen, 
- staatliche Institutionen, wenn der Großteil der Fördermittel nichtstaatlichen Institutionen zur Umsetzung der Maß-

nahmen nach Nummer 2.3 Buchst. a bis c zukommt. 
 
4.  Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
 
4.1 Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss in Form einer Anteilfinanzierung zur Projektförderung gewährt. 
 
4.2 Zuwendungsfähig sind die im direkten Zusammenhang mit dem Projekt stehenden notwendigen Personal- und Sachaus-
gaben. 
 
4.3 Die Zuwendung beträgt maximal 80 % der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben. Hiervon abweichend beträgt die Zuwen-
dung 
 

- maximal 90 % der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben bei Schulprojekten (siehe Nummer 2.2 erster Spiegelstrich) 
und 

- maximal 90 % der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben bei Projekten und Maßnahmen, die mit Zustimmung oder 
im Auftrag der Koordinierungsstelle des Landesprogramms gegen Rechtsextremismus — für Demokratie und Men-
schenrechte wirkungsevaluiert werden oder im Rahmen einer Arbeitsgemeinschaft des Landesprogramms entwi-
ckelt und deren Umsetzung durch die Steuerungs-AG des Landesprogramms empfohlen wurden. 

 
4.4 Die Höhe der Zuwendung muss mindestens 2 500 EUR betragen. 
 
5.  Verfahren 
 
5.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie den Nachweis und die Prüfung der Verwendung 
und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten 
die VV/VV-Gk zu § 44 LHO und das Verwaltungsverfahrensrecht, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zugelassen 
worden sind. 
 
5.2 Bewilligungsbehörde ist das LS. 
 
6.  Schlussbestimmungen 
 
Dieser Erl. tritt mit Wirkung vom 1. 1. 2017 in Kraft und mit Ablauf des 31. 12. 2018 außer Kraft. Der Bezugserlass tritt mit 
Ablauf des 31. 12. 2016 außer Kraft. 

 
Anlage 

   
Ziele des Landesprogramms gegen Rechtsextremismus —  

für Demokratie und Menschenrechte 
  
 1.  Fachkräfte in Schulen, Jugendhilfe, Kindertagesstätten, Politik/Verwaltung, Hochschulen und Erwachsenenbildung 
sind in der Lage, rechtsextreme Erscheinungen geschlechterdifferenziert zu erkennen und professionell darauf zu reagie-
ren. 

   
2.  Kinder, Jugendliche und Erwachsene sind sensibilisiert, ermuntert und befähigt für Demokratie, Menschenrechte 

und Vielfalt einzutreten. 
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3.  Kinder und Jugendliche erleben Demokratie in ihrem Schulalltag. 
   

4.  Kinder und Jugendliche sind für die Vielzahl unterschiedlicher Lebensweisen und kultureller Hintergründe, ver-
schiedenartiger Lebensräume sowie individueller Beeinträchtigungen sensibilisiert und entwickeln hierzu eigen-
ständige Handlungsansätze. 
   

5.  Kinder und Jugendliche überwinden Vorurteile gegenüber fremden Kulturen. 
   

6.  Funktionsträgerinnen/Funktionsträger und Mitarbeiterinnen/Mitarbeiter in nichtstaatlichen Institutionen sind 
sensibilisiert und qualifiziert, sich für Demokratie und gegen Diskriminierung einzusetzen. 
   

7.  Staatliche Institutionen erkennen Barrieren für die Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund, bauen 
diese ab, engagieren sich für die interkulturelle Öffnung und nehmen dabei die Unterstützung von zivilgesellschaft-
lichen Institutionen in Anspruch. 
   

8.  Lehrkräfte in Schulen sind in der Lage, interkulturelle Kompetenz zu vermitteln, Unterschiedlichkeit als positiv dar-
zustellen und die eigene Institution auch strukturell im Sinne einer demokratischen Kultur zu verändern. 
   

9.  Staatliche Institutionen arbeiten gemeinsam mit zivilgesellschaftlichen Institutionen an den Themen Rechtsextre-
mismusprävention, interkulturelle Kompetenz, Antidiskriminierung und Geschlechtersensibilität. 
   

10.  Personen, die rechtsextreme politisch motivierte Straftaten begangen haben oder in die rechtsextreme Szene ab-
gleiten und/oder mit der rechtsextremen Szene sympathisieren, halten sich an die freiheitlich demokratische 
Grundordnung und begehen keine Straftaten mehr. 
   

11.  Jugendliche Mitläuferinnen/Mitläufer sowie potenzielle Szeneeinsteigerinnen/Szeneeinsteiger und Sympathisan-
tinnen/Sympathisanten sind vor einem stärkeren Hineingleiten in die rechtsextreme Szene bewahrt. Ihnen sind die 
Folgen ihres Handelns bewusst, sie überprüfen und ändern ihre Einstellungen. 
   

12.  Angehörige (insbesondere Eltern) von rechtsextremen Straftäterinnen/Straftätern oder rechtsaffinen jungen Men-
schen erhalten bedarfsgerechte Informationen, systematische spezifische Beratung und Unterstützung. 
   

13.  Angehörige (insbesondere Eltern) sind in der Lage, jugendliche Sympathisantinnen/Sympathisanten vor einem 
stärkeren Hineingleiten in die Szene zu bewahren. 
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Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen 
zur Förderung der Teilhabe zugewanderter Menschen 

und der Akzeptanz gesellschaftlicher Vielfalt 
(Richtlinie Migration, Teilhabe und Vielfalt) 

 
Erl. d. MS v. 20. 11. 2013 - 301.22-04011.2 – 

- VORIS 27400 – 
 

Fundstelle: Nds. MBl. 2013 Nr. 47, S. 931 
 
 
1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 
 
1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie sowie der VV/VV-Gk zu § 44 LHO Zuwendungen für Projekte, die die 
Integration von Menschen mit Migrationshintergrund in Niedersachsen nachhaltig verbessern und ihre gleichberechtigte ge-
sellschaftliche Teilhabe fördern. 
 
1.2 Ziele der Richtlinie sind die Stärkung des Zusammenwachsens und des Zusammenhalts der Gesellschaft. Hierzu gehören 
insbesondere die Förderung der wechselseitigen Wertschätzung sowie die Akzeptanz kultureller, sprachlicher, ethnischer und 
religiöser Vielfalt. 
 
1.3 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht; vielmehr entscheidet die Bewilligungsbe-
hörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 
 
2. Gegenstand der Förderung 
 
2.1 Gegenstand der Förderung sind Veranstaltungen, Qualifizierungsprojekte, Entwicklung und Produktion geeigneter Me-
dien sowie andere innovative Projekte in folgenden Schwerpunkten: 
 
2.1.1 Förderung der Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund, 
 
2.1.2 Förderung der wechselseitigen Akzeptanz der Unterschiedlichkeit von Menschen mit und ohne Migrationshintergrund 
und der Wertschätzung der Vielfalt, 
 
2.1.3 Abbau von Rassismus und Diskriminierung. 
 
2.2 Gefördert werden Projekte, die sich an Menschen mit Migrationshintergrund wenden, sowie Projekte, die sich an Men-
schen mit und ohne Migrationshintergrund wenden. Im Rahmen der Schwerpunkte nach den Nummern 2.1.2 und 2.1.3 wer-
den Projekte, die sich zugleich an beide Adressaten richten, vorrangig berücksichtigt. 
 
2.3 Die Zuwendungsempfänger haben unter Berücksichtigung der örtlichen und organisatorischen Rahmenbedingungen die 
Projektentwicklung und -durchführung zusammen mit Migrantenorganisationen umzusetzen. 
 
3. Zuwendungsempfänger 
 
Zuwendungsempfänger sind Gebietskörperschaften und Zusammenschlüsse von Gebietskörperschaften in der Rechtsform 
einer juristischen Person des öffentlichen Rechts oder juristische Personen des privaten Rechts, deren Zweck vorrangig nicht 
auf eine wirtschaftliche Tätigkeit gerichtet ist. 
 
4. Zuwendungsvoraussetzungen 
 
4.1 Die Zuwendungsempfänger verpflichten sich, die Grundsätze der Charta der Vielfalt beim Personaleinsatz in den geför-
derten Projekten zu beachten. 
 
4.2 Soweit es aufgrund der Besonderheiten des Projekts für dessen erfolgreiche Durchführung erforderlich ist, sind die Zu-
wendungsempfänger verpflichtet, Personal mit vertieften sprachlichen und besonderen kulturellen Kenntnissen der Zielgrup-
pen einzusetzen. Im Zuwendungsantrag ist anzugeben, inwieweit entsprechendes Personal eingesetzt wird. 
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4.3 Voraussetzung für die Gewährung einer Zuwendung ist ein zielorientiertes Konzept mit der Beschreibung des geplanten 
Projekts. Darin sind die Ausgangssituation, die Ziele des Projekts, die Adressatinnen und Adressaten, die Kooperationspartne-
rinnen und Kooperationspartner, die Durchführung, die Kosten und Finanzierung ausreichend darzulegen. Darüber hinaus hat 
der Antragsteller darzulegen, anhand welcher Kriterien die Zielerreichung messbar sein wird und wie die Auswertung der 
Projektergebnisse erfolgen wird. 
 
5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
 
5.1 Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss in Form einer Anteilsfinanzierung zur Projektförderung gewährt. 
 
5.2 Zuwendungsfähig sind die im direkten Zusammenhang mit dem Projekt stehenden notwendigen Personal- und Sachaus-
gaben. 
 
5.3 Die Zuwendung beträgt maximal 80 % der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben. 
 
5.4 Die Höhe der Zuwendung muss mindestens 2 500 EUR betragen. 
 
6. Verfahren 
 
6.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Verwen-
dung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendung 
gelten die VV/VV-Gk zu § 44 LHO, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zugelassen worden sind. 
 
6.2 Bewilligungsbehörde ist das LS. 
 
6.3 Anträge sind bei der Bewilligungsbehörde innerhalb der Antragsfrist einzureichen. Die Antragsfrist endet am 30. April für 
Projekte, die im zweiten Halbjahr des laufenden Jahres beginnen, und am 31. Oktober für Projekte, die im ersten Halbjahr 
des Folgejahres beginnen. Ausnahmen von der Antragsfrist können in besonders begründeten Fällen zugelassen werden. 
 
6.4 Die Erreichung der Förderziele ist jährlich zu evaluieren. Die Zuwendungsempfänger sind verpflichtet, hieran mitzuwirken 
und stellen hierzu insbesondere die Daten gemäß Nummer 4.3 im Sachbericht zur Verfügung. 
 
7. Schlussbestimmungen 
 
Dieser Erl. tritt am 1.1.2014 in Kraft und mit Ablauf des 31.12.2018 außer Kraft. 
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Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung 
von Maßnahmen 

zur Qualifizierung und Weiterbildung von ehrenamtlich Tätigen für 
die Unterstützung von Migrantinnen und Migranten im 

Partizipationsprozess 
(Richtlinie Integrationslotsinnen und Integrationslotsen) 

 
Erl. d. MS v. 22. 1. 2015 – 301.21-04011/01 – 

– VORIS 27400 – 
 

Fundstelle: Nds. MBl. 2015 Nr. 6, S. 188 
 
1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 
 
1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und der VV/VV-Gk zu § 44 LHO Zuwendungen für Maßnahmen zur Qua-
lifizierung und Weiterentwicklung von „Integrationslotsinnen und Integrationslotsen“ mit dem Ziel, 
– die Kommunen bei der Aufwertung und Weiterentwicklung des ehrenamtlichen Engagements – das Menschen mit Zuwan-
derungsgeschichte im Partizipationsprozess zugutekommt – zu fördern und dadurch 
– die Partizipation von Menschen mit Zuwanderungsgeschichte in der 
Gesellschaft zu verbessern. 
 
1.2 Eine Zuwanderungsgeschichte haben Personen, die mindestens eines der nachfolgend genannten Merkmale aufweisen: 
– ausländische Staatsangehörigkeit, 
– im Ausland geboren und seit 1. 1. 1950 zugewandert, 
– eingebürgert, 
– Kinder, bei denen mindestens ein Elternteil ein solches Merkmal erfüllt. 
 
1.3 Ein Anspruch auf Gewährung einer Zuwendung besteht nicht; vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde aufgrund 
ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 
 
2. Gegenstand der Förderung 
 
2.1 Gefördert werden Maßnahmen zur grundlegenden, weiterführenden und nachhaltigen Qualifizierung von ehrenamtlich 
Tätigen, deren bürgerschaftliches Engagement darauf gerichtet ist, neuzugewanderte und schon länger in Niedersachsen 
lebende Menschen mit Zuwanderungsgeschichte bei der sprachlichen, schulischen, beruflichen oder gesellschaftlichen In-
tegration zu unterstützen (Integrationslotsinnen und Integrationslotsen). 
 
2.2 Integrationslotsinnen und Integrationslotsen mit und ohne Zuwanderungsgeschichte bringen ihre spezifischen Kompeten-
zen und Interessen ein und berücksichtigen in der Ausübung ihrer ehrenamtlichen Tätigkeit den Bedarf vor Ort. Sie unterstüt-
zen und beraten Einzelpersonen, Familien oder verschiedene Gruppen. Ebenso ist ihr Einsatz in Institutionen vor Ort (Kinder-
gärten, Schulen, Jugendtreffs, Vereinen, Verbänden etc.) möglich. Sie ergänzen die Arbeit der hauptamtlich Tätigen auf nied-
rigschwelliger Basis. Integrationslotsinnen und Integrationslotsen üben ihre ehrenamtliche Tätigkeit eng vernetzt mit den 
kommunalen Stellen aus, die für die Migration und Teilhabe zuständig sind. Ihren Aufgabenbereich bestimmen sie in enger 
Absprache mit den für die Koordination zuständigen kommunalen Behörden bzw. Einrichtungen. 
 
2.3 Nicht gefördert werden die Begleitung, die Vernetzung sowie der Einsatz der nach dieser Richtlinie geschulten Integrati-
onslotsinnen und Integrationslotsen. 
 
3. Zuwendungsempfänger 
 
Zuwendungsempfänger sind juristische Personen des öffentlichen Rechts 
und gemeinnützige juristische Personen des privaten Rechts. 
 
4. Zuwendungsvoraussetzung 
 
Voraussetzungen für die Gewährung einer Zuwendung sind: 
–Vorlage eines Konzepts zu den Qualifizierungsinhalten auf der Grundlage der zur Verfügung stehenden Materialsammlun-
gen bzw. auf der Grundlage spezieller Konzeptionen. Der Zuwendungsempfänger hat zu bestätigen, dass die Qualifizierung im 
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Basismodul sich an der beim MS erhältlichen „Materialiensammlung Integrationslotsen“ orientiert. Spezialisierungs- und 
Nachhaltigkeitsmodule erfüllen den Zweck der Weiterbildung und der Weiterentwicklung der ehrenamtlich Tätigen. Für eine 
förderfähige Teilnahme an Weiterbildungen kommen nur Personen in Frage, die mindestens sechs Monate als Integrations-
lotsin oder als Integrationslotse tätig waren. Den Nachweis hat der Projektträger zu führen. 
–Vorlage einer Bestätigung der für die Migration und Teilhabe zuständigen kommunalen Behörde bzw. Einrichtung, dass ein 
Bedarf an ehrenamtlich Tätigen besteht, der durch die Maßnahme gedeckt werden kann. 
–Die Teilnehmerzahl für ein Modul sollte zehn Personen nicht unterschreiten. 
 
Die Voraussetzungen hat der Zuwendungsempfänger nachzuweisen. 
 
5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
 
5.1 Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss in Form einer Festbetragsfinanzierung zur Projektförderung ge-
währt. 
 
5.2 Gefördert werden 
 
a) Qualifizierungsmaßnahmen in Form von Basis-, Spezialisierungs- und Nachhaltigkeitsmodulen mit einem Umfang von je-
weils bis zu 50 Unterrichtsstunden 
– mit bis zu 25 EUR pro Unterrichtsstunde à 45 Minuten oder 
– bei Nachweis der Notwendigkeit von Doppeldozentur mit bis zu 50 EUR pro Unterrichtsstunde à 45 Minuten; 
 
b)Sachausgaben – z.B. für Unterrichtsmaterial, Portokosten, Druckkosten, tatsächlich anfallende Mietkosten – bis zur Höhe 
von 600 EUR je Modul im Regelfall. 
 
5.3 Die Höhe der Zuwendung wird nach den Erfordernissen des Einzelfalles bemessen und soll 1 400 EUR nicht unterschrei-
ten. Die VV Nr. 1.1 und VV-Gk Nr. 1.1 zu § 44 LHO sind insoweit nicht anzuwenden. Angemessene Eigenmittel des Trägers 
sind grundsätzlich erforderlich. 
 
6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
 
Die Erreichung der Förderziele ist jährlich zu evaluieren. Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, hieran mitzuwirken. 
 
7. Verfahren 
 
7.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung, den Nachweis und die Prüfung der Verwendung, die 
ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten die 
VV/VV-Gk zu § 44 LHO, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zugelassen worden sind. 
 
7.2 Bewilligungsbehörde und für die Evaluierung zuständige Behörde ist das Niedersächsische Landesamt für Soziales, Jugend 
und Familie – Außenstelle Oldenburg –, Moslestraße 1, 26122 Oldenburg. 
 
7.3 Ein einfacher Verwendungsnachweis wird zugelassen. Der Antragsteller beteiligt sich an der Wirkungskontrolle des För-
derprogramms und stellt im Rahmen des Verwendungsnachweises die erforderlichen Daten in Form eines standardisierten 
Sachberichts zur Verfügung. Hierzu gehören Angaben über die Anzahl der erfolgreich Qualifizierten und die umgesetzten 
Maßnahmen zur Vernetzung vor Ort. 
 
 
8. Schlussbestimmungen 
 
Dieser Erl. tritt mit Wirkung vom 1.1.2015 in Kraft und mit Ablauf des 31.12.2019 außer Kraft. 
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Richtlinie über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung  
der Migrationsberatung in Niedersachsen 

(Richtlinie Migrationsberatung) 
 

Erl. d. MS v. 14.07.2017 – 301.31-04011-04 
- VORIS 27400 - 

 
Fundstelle: Nds. MBl. 2017 Nr. 31, S. 1066 

 
1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 
 
1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie und der VV zu § 44 LHO Zuwendungen für die Beratung von nach Nie-
dersachsen migrierten Menschen. 
 
1.2 Zweck der Richtlinie ist die Beratung für zuwandernde oder zugewanderte Menschen mit ausländischer Staatsangehörig-
keit oder Staatenlose, soweit diese ergänzend zu den bundesgeförderten Beratungsdiensten „Migrationsberatung für er-
wachsene Zuwanderer“ (MBE) und „Jugendmigrationsdienste“ (JMD) erforderlich ist. Durch die nach dieser Richtlinie geför-
derte Beratung wird den zu beratenden Personen die zeitnah und individuell benötigte Orientierung und Hilfestellung für ihr 
neues Lebensumfeld vermittelt. 
 
Dazu gehört insbesondere 
- die Vermittlung in Hilfesysteme, 
- die Begleitung des Integrations- und Teilhabeverlaufs, 
- die Überprüfung und Nachsteuerung sowie 
- gegebenfalls die individuelle Anpassung eingeleiteter Maßnahmen. 
 
Der Prozess der Migration und Teilhabe von nach Niedersachsen migrierten Menschen soll durch eine themenzentrierte Be-
ratung gezielt gesteuert und begleitet werden. Sie unterstützt durch Hilfe zur Selbsthilfe die eigenständige und verantwor-
tungsvolle Lebensgestaltung und befähigt zur gleichberechtigten Teilhabe an gesellschaftlichen Ressourcen und Systemen.  
 
1.3 Ein Anspruch auf Gewährung der Zuwendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsbehörde aufgrund ihres 
pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 
 
2. Gegenstand der Förderung 
 
2.1 Gefördert wird die Beratung der Zielgruppe i.S. des in Nummer 1.2 beschriebenen Zuwendungszwecks, vorrangig mit den 
Schwerpunkten  
Information und individuelle Beratung 
- in aufenthaltsrechtlichen Fragen, auch Legalisierungsberatung und -begleitung, 
- in sozialrechtlichen Fragen, 
- als sozialpädagogische und psychosoziale Beratung, 
- über Integrationskurse und weitere Sprachfördermaßnahmen sowie die individuelle Vermittlung in diese, 
- bei der Integration in Bildung, Ausbildung und Arbeit, 
- bei Weiterwanderungs- und Rückkehrabsicht, Unterstützung der Reintegration. 
 
2.2 Darüber hinaus wird im Einvernehmen mit der LAB NI auch eine unabhängige und neutrale Beratung und Begleitung der 
Bewohnerinnen und Bewohner der LAB NI im Asylverfahren gefördert.  
 
2.3 Die Beraterinnen und Berater können Ehrenamtliche in die Erledigung ihrer Aufgaben einbinden. Sie informieren über die 
Unterstützung und Begleitung durch Ehrenamtliche, insbesondere Integrationslotsinnen und Integrationslotsen. Soweit zu-
sätzlicher Bedarf für die Koordinierung des Einsatzes von Ehrenamtlichen besteht, können bis zu 0,2 Vollzeit-Stellenanteile 
einer Beratungskraft des Zuwendungsempfängers für die Koordinierung des Einsatzes von Ehrenamtlichen eingesetzt wer-
den. 
 
3. Zuwendungsempfänger 
 
Zuwendungsempfänger sind juristische Personen des öffentlichen Rechts und gemeinnützige juristische Personen des priva-
ten Rechts. Ausgeschlossen sind Gebietskörperschaften und deren Zusammenschlüsse.  
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4. Zuwendungsvoraussetzungen 
 
4.1 Zuwendungen nach dieser Richtlinie sind subsidiär zu den Fördermitteln des Bundes für die MBE und JMD in Anspruch zu 
nehmen. 
 
4.2 Zur Sicherstellung einer zielgerichteten und effizienten Aufgabenerledigung müssen grundsätzlich folgende Qualifikati-
onsmerkmale für die beratenden Personen vorliegen: 
 
- erfolgreicher Abschluss eines einschlägigen Bachelorstudienganges (z. B. Soziale Arbeit, Sozialpädagogik) oder eine ver-

gleichbare Ausbildung, 
- interkulturelle Kompetenz, 
- Sozial- und Methodenkompetenz, 
- Gleichstellungskompetenz. 
 
Menschen mit Zuwanderungsgeschichte sind besonders zu berücksichtigen. 
 
4.3 Über Eignung und Einstellung der die Migrationsberatung wahrnehmenden Personen entscheidet der Träger. Bei Abwei-
chungen hinsichtlich der geforderten Qualifikation ist das Einvernehmen mit der Bewilligungsbehörde herzustellen. 
 
5 Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
 
5.1 Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss zur Projektförderung in Form einer Anteilfinanzierung gewährt. 
 
Gefördert werden Personalausgaben einschließlich personalbezogener Sachausgaben bis zur Höhe von 55.000 EUR jährlich 
für eine volle Stelle. 
 
In diesem Betrag können Sachausgaben (z. B. Büromiete, Büroausstattung und -bedarf, Reise- und Fortbildungsausgaben, 
Honorare) bis zur Höhe von 15 % der zuwendungsfähigen Personalausgaben enthalten sein. 
 
5.2 Die Höhe der Zuwendung wird nach den Erfordernissen des Einzelfalles unter Berücksichtigung des Eigeninteresses und 
der Leistungskraft des Trägers sowie der Finanzbeteiligung Dritter bemessen. Angemessene Eigenleistungen des Trägers sind 
grundsätzlich erforderlich. 
 
5.3 Für Legalisierungsberatung und -begleitung nach Nummer 2.1 kann ausnahmsweise bei Vorliegen des besonderen Lan-
desinteresses für die Dauer des Modellprojekts zur medizinischen Versorgung von Menschen ohne Papiere (Standorte: Göt-
tingen und Hannover) eine Vollfinanzierung gewährt werden. Angemessene Personalausgaben können in diesem Modellpro-
jekt bis höchstens EntgeltGr. 13 TV-L als zuwendungsfähig anerkannt werden. 
 
6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
 
6.1 Die Leiterinnen und Leiter der Regionalverbünde der nach dieser Richtlinie geförderten Beraterinnen und Berater wirken 
in der Kooperativen Migrationsarbeit Niedersachsen (KMN) verbindlich mit. 
 
6.2 Themenfelder und Aufbau des Sachberichts gemäß Nummer 6 ANBest-P werden vom MS festgelegt. Zur Durchführung 
der projektbezogenen Erfolgskontrolle sind die Träger verpflichtet, aktuelle Daten aus dem Beratungsgeschehen zu erheben 
und der Bewilligungsbehörde zur Verfügung zu stellen. Eine ggf. dafür vom Land bereitgestellte Anwendungssoftware ist an-
zuwenden. 
 
6.3 Die Erreichung des Förderziels ist jeweils nach zwei Jahren zu evaluieren. Der Zuwendungsempfänger ist verpflichtet, hie-
ran mitzuwirken und stellt hierzu die erforderlichen Daten zur Verfügung. 
 
7. Anweisungen zum Verfahren 
 
7.1 Für die Bewilligung, die Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung sowie für den Nachweis und die Prüfung der Ver-
wendung und die ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zuwen-
dung gelten die VV zu § 44 LHO, soweit nicht in dieser Richtlinie Abweichungen zugelassen sind. 
 
7.2 Bewilligungsbehörde ist das LS. 

http://www.intra.nds-voris.de/jportal/portal/t/1zlx/page/fpvorisprod.psml?pid=Dokumentanzeige&showdoccase=1&js_peid=Trefferliste&documentnumber=3&numberofresults=6&fromdoctodoc=yes&doc.id=VVND-VVND000027839&doc.part=S&doc.price=0.0#focuspoint
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7.3 Die Anträge sind bis zum 30. September des Vorjahres bei der Bewilligungsbehörde zu stellen. Ausnahmen von der An-
tragsfrist können in besonders begründeten Fällen zugelassen werden. 
 
7.4 Dem Antrag auf eine Zuwendung nach dieser Richtlinie ist eine Erklärung über die vorrangige Inanspruchnahme der För-
dermittel des Bundes für die MBE und JMD beizufügen.  
 
7.5 Bei erstmaliger Beantragung einer Zuwendung durch eine juristische Person des privaten Rechts sind die Satzung und der 
Nachweis der Gemeinnützigkeit vorzulegen. 
 
8. Schlussbestimmungen 
 
Dieser Erl. tritt mit Wirkung vom 1. 1. 2017 in Kraft und mit Ablauf des 31. 12. 2020 außer Kraft. 
 
 

 

  



 

22 
 

Richtlinie 
über die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von 

Koordinierungsstellen für Migration und Teilhabe 
(Richtlinie Koordinierungsstellen Migration und Teilhabe) 

 
Erl. d. MS v. 14.4.2014 - 301.31 – 48104-16.1 

- VORIS 27400 – 
 

Fundstelle: Nds. MBl. 2014 Nr. 17, S. 361 
 
1. Zuwendungszweck, Rechtsgrundlage 
 
1.1 Das Land gewährt nach Maßgabe dieser Richtlinie sowie der VV/ VV-Gk zu 
§ 44 LHO Zuwendungen für die flächendeckende Einrichtung und den Betrieb von Koordinierungsstellen zur Schaffung gleich-
wertiger Lebensverhältnisse und einer chancengerechten Teilhabe im Flächenland Niedersachsen sowie zur landesweiten 
Etablierung eines lokalen Migrations- und Teilhabemanagements für Menschen mit Zuwanderungsgeschichte. 
 
1.2 Ein Anspruch des Antragstellers auf Gewährung einer Zuwendung besteht nicht, vielmehr entscheidet die Bewilligungsbe-
hörde aufgrund ihres pflichtgemäßen Ermessens im Rahmen der verfügbaren Haushaltsmittel. 
 
2. Gegenstand der Förderung 
 
Gefördert werden anteilige Personalausgaben zur Einrichtung und zum Betrieb von Koordinierungsstellen, die auf lokaler 
Ebene zur chancengerechten Teilhabe von Menschen mit Migrationshintergrund in allen kommunalen und gesellschaftlichen 
Bereichen beitragen. 
 
3. Zuwendungsempfänger 
 
Zuwendungsempfänger sind die Landkreise, die kreisfreien Städte, die Region Hannover, die Landeshauptstadt Hannover 
sowie die Stadt Göttingen. Sie können die Zuwendung im Rahmen der VV – Gk Nr. 12 zu § 44 LHO als Erstempfänger an einen 
Letztempfänger weiterleiten, soweit die Träger der Koordinierungsstellen kein eigenes Personal einsetzen. Letztempfänger 
sind in solchen Fällen Verbände der freien Wohlfahrtspflege.  
 
4. Zuwendungsvoraussetzungen 
 
4.1 Voraussetzung für die Gewährung einer Zuwendung ist die Vorlage eines Konzepts zur Einrichtung und zum Betrieb einer 
Koordinierungsstelle. 
 
Insbesondere hat das in der Koordinierungsstelle eingesetzte Personal folgende Aufgaben wahrzunehmen: 
- die Bestandsaufnahme und Analyse der Situation vor Ort, 
- die Erstellung und Fortschreibung eines lokalen Handlungskonzepts, 
- die Bündelung, Koordination und Organisation kommunaler Integrationsaufgaben, 
- der Aufbau und die Pflege verbindlicher kooperativer Strukturen mit den verschiedenen Trägern der Integrationsarbeit 

und die Koordination des Zusammenwirkens, 
- die Zusammenarbeit und Vernetzung mit Migrantenorganisationen sowie deren Unterstützung, 
- die Förderung und Koordination des ehrenamtlichen Engagements, insbesondere Zusammenarbeit mit und Einsatz von Integrati-

onslotsen, 
- die Förderung der interkulturellen Öffnung von Vereinen, Verbänden und sonstigen Organisationen, 
- der Aufbau und die Intensivierung der Netzwerkarbeit, 
- die Verankerung des Themas „Integration“ unter dem Aspekt der Teilhabe und Partizipation in der Öffentlichkeit, 
- die Mitwirkung an Fort- und Weiterbildungen zur interkulturellen Öffnung der Kommunalverwaltung, 
- und die Koordination von Projekten, Veranstaltungen und Maßnahmen. 
 
4.2 Die Koordinierungsstellen arbeiten im örtlichen Regionalverbund der Kooperativen Migrationsarbeit Niedersachsen 
(KMN) verbindlich mit. 
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5. Art und Umfang, Höhe der Zuwendung 
 
5.1 Die Zuwendung wird als nicht rückzahlbarer Zuschuss in Form einer Anteilfinanzierung zur Projektförderung gewährt. 
 
5.2 Gefördert werden 50% der Personalausgaben für eine bei der Koordinierungsstelle eingerichteten Stelle bis zur EntgeltGr. 
E 10 TVöD. Dies gilt unabhängig davon, ob die Wahrnehmung der Stelle im Beschäftigten- oder Beamtenverhältnis erfolgt. 
Der Höchstbetrag der jährlichen Förderung ist auf 30.000 EUR begrenzt. 
 
Die Fachkraft hat über eine für die Wahrnehmung der Aufgabe geeignete Qualifikation zu verfügen. 
 
6. Sonstige Zuwendungsbestimmungen 
  
Die Erreichung des Förderzieles ist jeweils nach zwei Jahren zu evaluieren. Die Zuwendungsempfänger sind verpflichtet, hie-
ran mitzuwirken und die erforderlichen Daten zur Verfügung zu stellen sowie jährlich einen detaillierten Tätigkeitsbericht, 
der sich an den Aufgaben nach Nummer 4.1 orientiert, vorzulegen. 
 
7. Antrags- und Bewilligungsverfahren 
 
7.1 Für die Bewilligung, Auszahlung und Abrechnung der Zuwendung, den Nachweis und die Prüfung der Verwendung, die 
ggf. erforderliche Aufhebung des Zuwendungsbescheides und die Rückforderung der gewährten Zuwendung gelten die 
VV/VV-Gk zu § 44 LHO, soweit nicht diese Richtlinie Abweichungen zulässt. 
 
7.2 Sofern Zuwendungsmittel an Dritte nach Nummer 3 weitergeleitet werden, stellt der Erstempfänger den Antrag auf För-
derung auf der Grundlage der Anträge der Letztempfänger. Der Erstempfänger bestätigt das Vorliegen der Fördervorausset-
zungen. 
 
7.3 Die Anträge sind bis zum 31. Oktober des Vorjahres bei der Bewilligungsbehörde zu stellen. Ausnahmen von der Antrags-
frist können in besonders begründeten Fällen zugelassen werden. 
 
7.4 Bewilligungsbehörde ist das LS. 
 
8. Schlussbestimmungen 

 
Dieser Erl. tritt mit Wirkung vom 1.1.2014 in Kraft und mit Ablauf des 31.12.2018 außer Kraft. 
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